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3. der Angeklagte gemäß § 247 Ziffer 3 in dem anderen 
Staat bestraft wurde;

4. die gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung in 
Wegfall geraten sind.

§250
Verweisung

(1) Ergibt sich, daß das Gericht gemäß § 30 des Gerichts­
verfassungsgesetzes oder §§ 4, 11 Absatz 2 oder 14 Absatz 1 
Ziffer 2 der Militärgerichtsordnung sachlich nicht zuständig 
ist, spricht es seine Unzuständigkeit aus und verweist die 
Sache an das sachlich zuständige Gericht.

(2) Beantragt der Staatsanwalt auf Grund des Ergebnisses 
der Hauptverhandlung bei dem Kreisgericht die Verweisung 
an das Bezirksgericht, hat das Kreisgericht die Verweisung 
auszusprechen.

(3) Eines neuen Eröffnungsbeschlusses bedarf es nicht.

§251
Entscheidung über Einstellung und Verweisung

Die Entscheidungen gemäß §§ 247 bis 250 ergehen durch 
Beschluß des Gerichts. Sie können auch außerhalb der 
Hauptverhandlung erlassen werden.

§252
Verhandlungsprotokoll

Uber die Hauptverhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen 
und von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer inner­
halb von 24 Stunden nach der Verkündung der Entscheidung 
zu unterschreiben.

§253
Inhalt des Protokolls

(1) Das Protokoll über die Hauptverhandlung muß ent­
halten:

1. den Ort, den Tag und die Zeit der Verhandlung;
2. die Namen der Richter und Schöffen, des Staatsanwalts, 

des gesellschaftlichen Anklägers, des gesellschaftlichen 
Verteidigers, des Protokollführers und des hinzugezoge­
nen Dolmetschers;

3. die Bezeichnung der Straftat nach dem Eröffnungs­
beschluß ;

4. die Namen der Angeklagten, ihrer Verteidiger und gesetz­
lichen Vertreter;

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Öffent­
lichkeit ausgeschlossen worden ist;

6. die Angabe, daß die Zeugen und Sachverständigen über 
die Wahrheitspflicht und die Zeugen über ein Zeugnis­
verweigerungsrecht belehrt worden sind;

7. die Angabe, daß Rechtsmittelbelehrung erfolgt ist.
(2) Das Protokoll muß den Gang und Inhalt der Hauptver­

handlung im wesentlichen wiedergeben und die Einhaltung 
aller zwingenden Verfahrensvorschriften nachweisen. Die 
im Laufe der Verhandlung gestellten Anträge, die ergangenen 
Entscheidungen und die Urteilsformel sind in das Protokoll 
aufzunehmen. Anstelle der Protokollierung der Urteilsformel 
kann auf das beigefügte Urteil verwiesen werden.

(3) Die Aussagen der Angeklagten, Zeugen, Vertreter des 
Kollektivs und Sachverständigen sind im Protokoll mit ihrem 
wesentlichen Inhalt wiederzugeben. Zum Gegenstand der Ver­
handlung gemachte Aufzeichnungen und andere Beweismittel 
sind zu bezeichnen.

(4) Kommt es auf die genaue Feststellung eines bestimmten 
Vorganges in der Hauptverhandlung oder des Wortlauts einer

Aussage oder einer Äußerung an, hat der Vorsitzende die 
vollständige Protokollierung und Verlesung anzuordnen. In 
dem Protokoll ist zu vermerken, daß es insoweit verlesen und 
genehmigt worden ist oder welche Einwendungen erhoben 
worden sind.

§254
Beweiskraft des Protokolls

(1) Das Protokoll beweist, ob die zwingenden Verfahrens­
vorschriften in der Hauptverhandlung eingehalten worden 
sind.

(2) Das Protokoll dient dem höheren Gericht als Grundlage 
für seine Beurteilung der tatsächlichen Feststellungen des 
Urteils.

(3) Der Staatsanwalt, der Angeklagte und sein Verteidiger 
sowie andere an der Hauptverhandlung Beteiligte können 
innerhalb von drei Tagen nach Fertigstellung des Protokolls 
dessen Berichtigung oder Ergänzung beantragen. Das Gericht 
hat über diesen Antrag durch Beschluß nach Anhörung des 
Protokollführers zu entscheiden. Der Beschluß kann nur mit 
dem gegen das Urteil eingelegten Rechtsmittel angefochten 
werden.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten im Protokoll können von dem 
Vorsitzenden und dem Protokollführer jederzeit gemeinsam 
berichtigt werden. Die Berichtigung ist im Protokoll kennt­
lich zu machen. Hat der Staatsanwalt, der Verteidiger oder 
ein Beteiligter das Protokoll vorher eingesehen, so wird ihm 
die Berichtigung mitgeteilt.

§255
Hauptverhandlung nach Zurückweisung an das Gericht 

erster Instanz
(1) Wird das erstinstanzliche Urteil im vollen Umfange auf­

gehoben, richtet sich die erneute Hauptverhandlung erster 
Instanz nach den allgemeinen Vorschriften. Nach der Fest­
stellung der Personalien des Angeklagten ist die Formel des 
Urteils des Rechtsmittel- oder Kassationsgerichts zu verlesen.

(2) Wird das erstinstanzliche Urteil in seinen tatsächlichen 
Feststellungen bestätigt und nur teilweise aufgehoben, ist 
nach der Feststellung der Personalien des Angeklagten das 
zweitinstanzliche Urteil vorzutragen. Eines erneuten Vortra­
ges der Anklage und einer Verlesung des Eröffnungsbeschlus­
ses bedarf es nicht. Im übrigen gelten die allgemeinen Vor­
schriften für die Hauptverhandlung erster Instanz.

§256
Auswertung des Verfahrens

(1) Das Gericht ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß 
die Ursachen und Bedingungen von Straftaten durch die ver­
antwortlichen Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe und an­
deren Einrichtungen, Genossenschaften und gesellschaftlichen 
Organisationen beseitigt werden, die Unduldsamkeit der 
Bürger gegenüber Straftaten verstärkt und neuen Straftaten 
vorgebeugt wird.

(2) Es hat dazu alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
insbesondere die gesellschaftlichen Kräfte in den Staats- und 
Wirtschaftsorganen, Betrieben und anderen Einrichtungen, Ge­
nossenschaften und Wohngebieten zu informieren, Gerichts­
kritik zu üben, Hinweise zu geben und Beratungen zum 
Zwecke der Beseitigung der festgestellten Ursachen und Be­
dingungen von Straftaten mit den zuständigen Organen, Or­
ganisationen und Kollektiven zu führen.

(3) Werden von den verantwortlichen Leitern nicht di.e not­
wendigen Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen und 
Bedingungen von Straftaten ergriffen, ist das Gericht ver­

pflichtet, den Staatsanwalt und erforderlichenfalls auch die 
Organe der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion zu informieren.


